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Zwei wichtige internationale Entwicklungen bilden den Hintergrund der Verhandlungen
der Aarhus-Konvention:

Die 1. ist die Rio-Konferenz zu Umwelt und Entwicklung aus dem Jahr 1992. Dort ist
Prinzip 10 der Erklärung prägend für den weiteren Ausbau prozeduraler Rechte im
Umweltrecht. 

Nach der Rio Konferenz, 1995, auf der dritten “Umwelt für Europa” Konferenz, erließ die 
Ministerkonferenz die UNECE Guidelines on Access to Environmental Information and 
Public Participation in Environmental Decision-making, die stark an Prinzip 10 der 
Konferenz ausgerichtet war. Die Ministerkonferenz einigte sich auch darauf, eine 
Konvention über den Zugang zu Informationen etc. zu entwerfen. Schon ab Januar 1996 
begannen hier die Arbeiten, unter großer Beteiligung von 
Nichtregierungsorganisationen. 

Die resultierende Aarhus-Konvention wurde dann am 25. Juni in Dänemark, Aarhus
angenommen. Sie wurde noch am selben Tag von 35 Staaten unterzeichnet. 

Zur Entstehungsgeschichte auch noch die folgende Folie.
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Ziele der Konvention sind weit und divers und umfassen neben dem Schutz des 
Menschen auch solche, die mit dem Schutz der Umwelt selbst befasst sind.
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Dementsprechend können als zwei wesentliche Ziele der Konvention ausgemacht 
werden: Umweltschutz und Realisierung des Rechts auf eine saubere Umwelt.
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Diese beiden Ziele sollen durch die Verleihung prozeduraler Rechte realisiert werden.
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Generell umfasst die Konvention drei Kategorien von Rechten (drei Säulen).
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http://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/documents/cep43e.pdf
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Europarechtlich wurden diese Voraussetzungen in Art. 1 Abs. 2 UVP-RL bzw. Art. 2 Nr. 
14 IVU-RL (jetzt IE-RL) übernommen

Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinie (2003/35/EG) 
• Insbesondere für Vorhaben nach der IVU-Richtlinie und der UVP-Richtlinie 

umfassende Öffentlichkeitsbeteiligungs- und Klagerechte vorgeschrieben

• Die zweite Säule wurde mit dem Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz (Gesetz über die 
Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 
2003/35/EG (Öffentlichkeitsbeteiligungsgesetz) vom 9. Dezember 2006 (BGBl. I 2819)) 
in deutsches Recht umgesetzt. Mit dem Gesetz wurden bestehende Umweltgesetze 
an die europäischen Vorgaben angepasst. 
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Berücksichtigung des Ergebnisses drückt sich im Ergebnis als Beweislastumkehr aus: die 
Behörde muss beweisen, dass alle relevanten Aspekte der Öffentlichkeitsbeteiligung 
berücksichtigt wurden!
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Bundesregierung wollte nicht, dass Begrenzung des weiten Begriffs der „Öffentlichkeit“ 
ausgehebelt wird, § 42 Abs. 2 VwGO, siehe Art. 9 Abs. 2 (b) AK

Grundsatz der völkerrechtsfreundlichen Auslegung und durch europäische Umsetzung 
hat Art. 9 AK weitgehend zur Erweiterung der Klagerechte, u.a. von Umweltverbänden 
geführt
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AK kennt sowohl Interessentenklage (Bsp. Frankreich) als auch Verletztenklage (wie in 
Deutschland)

Art. 9 Abs. 2 AK macht indirekt die Anforderungen des Art. 6 AK zum Prüfungsmaßstab 
von Klagen der Mitglieder der betroffenen Öffentlichkeit (und DIREKT die nationalen 
Vorschriften über die Öffentlichkeitsbeteiligung, die zur Umsetzung von Art. 6 AK 
ergangen sind).
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Art. 9 Abs. 3 AK beschränkt den gerichtlichen Kontrollumfang auf „Vorschriften, die dem 
Umweltschutz dienen“
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Nur Art. 9 Abs. 2 AK wurde in europäisches Recht umgesetzt, nicht Abs. 3

• Deutlichster Unterschied zwischen Abs. 2 und Abs. 3 ist der Anwendungsbereich: Abs. 
2 meint (hauptsächlich) die UVP-pflichtigen Vorhaben, Abs. 3 alle Handlungen oder 
Unterlassungen, die gegen umweltbezogene Vorschriften verstoßen

• Durch Art. 9 Abs. 2 AK wird der betroffenen Öffentlichkeit für die in Artikel 6 (bzw. 
Anhang I) genannten Vorhaben ein umfassendes („materiell-rechtliche und 
verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit“) Klagerecht eingeräumt (ohne Einschränkung 
auf „umweltbezogene Vorschriften“)

• Art. 9 Abs. 2 AK/Öffbet-RL: Klagerecht der Umweltverbände: EuGH (Trianel) bezieht 
sich dann nur auf ein Klagerecht bezüglich des EU-Rechts und der nationalen 
Umsetzungsvorschriften (Ausklammerung von „reinem“ nationalen Recht)

• mit Art. 9 Abs. 3 AK bekommen „die Mitglieder der Öffentlichkeit“, sofern sie etwaige 
in ihrem umweltbezogenen innerstaatlichen Recht festgelegte Kriterien erfüllen, ein 
Klagerecht auf Überprüfung der Handlungen und Unterlassungen, die gegen 
umweltbezogene Bestimmungen ihres innerstaatlichen Rechts verstoßen. 
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Art 9 Abs. 3 hat auch nach der neuesten Rechtsprechung des EuGH in Protect keine 
unmittelbare Wirkung. 
Aber Aufgabe der nationalen Gerichte, die nationalen Vorschriften so auszulegen, dass 
der Bestimmung aus Art. 9 abs. 3 zu größtmöglicher Wirkung verholfen wird. (Rn 58 des 
Urteils).
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Umsetzung der Aarhus-Konvention durch den der Konvention eigenen Compliance-
Mechanismus.
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Compliance Committee wurde während der ersten Vertragsstaatenkonferenz der Aarhus
Konvention etabliert. (Entscheidung I/7 “Review of Compliance”, 2002)
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Entscheidungen des ACCC sind vielfach Vorläufer späterer EuGH Entscheidungen, 
insbesondere zu grundlegenden Auslegungen der AK (Bsp. Jüngste Rechtsprechung zu 
Art. 9 Abs. 3 AK, Hinkley Point C).
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Alle Dokumente, die Fälle vor dem Compliance Committee betreffen, können auf der 
Website des Committees eingesehen werden: www.unece.org/env/pp/cc.html.
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